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216 
.. Verordnung 

zur Anderung der Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten 

nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz 
(ZuVO KJHG) 

Vom 14. M:ai 2002 

§2 

Die Verordnung tritt am 1. Juli 2002 in Kraft. 

Düsseldorf, den 11. ·Juni 2002 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Aufgrund des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten wird verordnet: (L. S.) 

Der Ministerpräsident 

Wolfgang Clement 

Artikel 1 

§ 2 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 
nach dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (ZuVO KJHG) 
vom 6. Dezember 1990 (GV. NRW. S. 661), geändert durch 
Gesetz vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708), wird 
wie folgt geändert: 

In Nummer 1 wi.rd die Angabe „Nr. 1 und 3" durch die 
Angabe „Nr. 1 und 4" und in Nummer 2 ·wird die Angabe 
,,Nr. 2" durch die Angabe „Nr. 2 und 3" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 14. lVIai 2002 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Wolfgang Clement 

Die Ministerin 
für Frauen, Jugend, 

Familie und Gesundheit 

Birgit Fischer 

- GV. :N""RW. 2002 S. 172. 

2170 
Verordnung 

über die Regelsätze der Sozialhilfe 
Vom 11. Juni 2002 

Auf Grund des § 22 Abs. 2 Satz 1 des Bundessozialhilfe­
gesetzes wird verordnet: 

§ 1 

Für die Zeit vom 1. Juli 2002 bis zum 30. Juni 2003 
werden die monatlichen Regelsätze der Sozialhilfe in 
folgender Höhe festgesetzt: 

Für den Haushaltsvorstand 293,00 EURO 

Für Haushaltsangehörige bis zur Vollendung 
des 7. Lebensjahres 

- beim Zusammenleben mit einer Person, 
die allein für die Pflege 
und Erziehung sorgt 161,00 EURO 

- in den übrigen Fällen 147,00 EURO 

Für Haushaltsangehörige vom Beginn 
des 8. Lebensjahres bis zur Vollendung 
des 14. Lebensjahres 190,00 EURO 

223 

Der Innenminister 

Dr. Fritz Behrens 

Der Minister für Arbeit und Soziales, 
Qualifikation und Technologie 

Harald Sehartau 

- GV. NRW. 2002 S. 172. 

Verordnung 
zur Änderung schulrechtlicher Verordnungen 

Vom 18. lVlai 2002 

Aufgrund des § 19 b Abs. 3, des § 26 Abs. 1 Satz 1, des 
§ 26b und der §§ 8 Abs. 2, 28 Abs. 1 und 2 des 
Schulverwaltlmgsgesetzes (SchVG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Januar 1985 (GV. NRW. S. 155, 
ber. S. 447), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Mai 2000 
(GV. NRW. S. 462, ber. 2001 S. 29), aufgrund des § 5 Abs. 3 
und des § 9 Abs. 5 des Schulmitwirkungsgesetzes 
(SchIVIG) vom 13. Dezember 1977 (GV. NRW. S. 448), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. November 2001 
(GV. NRW. S. 811, ber. 2002 S. 22), aufgrund der §§ 1 
Abs. 2, 5, 6 Abs. 3, 11 Abs. 3, 13 Abs. 1 des Schulpflichtge­
setzes (SchpflG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. Februar 1980 (GV. NRW. S.- 164), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15. Juni 1999 (GV. NRW. S. 408), und 
aufgrund des § 42 des Schulordnungsgesetzes (SchOG) 
vom 8. April 1952 (GV. NRW. S. 61/GS. NRW. S. 430), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. l\llai 2000 (GV. NRW. 
S. 462, ber. 2001 S. 29), wird mit Zustimmung des 
Ausschusses für Schule und Weiterbildung des Landtags 
verordnet: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Änderung der Allgemeinen Schulordnung 
(ASchO) 

Artikel 2 Änderung der Verordnung über die zur Verar­
beitung zugelassenen Daten von Schülerin­
nen, Schülern und Erziehungsberechtigten 
(VO-DV I) 

Artikel 3 Änderung der Verordnung über die Ersatz­
schulen (ESchVO) 

Artikel 4 Änderung der Verordnung über schulrechtli­
che Zuständigkeiten (ZustVOSchulR) 

Artikel 5 Änderung der Verordnung über die Ausbil­
dung und Prüfung in den Bildungsgängen des 
Berufskollegs (Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung Berufskolleg -APO-BK) 

Artikel 6 Neubekanntmachung der Allgemeinen Schul­
ordnung (ASchO) 

Artikel 7 In-Kraft-Treten 

Artikel! 

Änderung 
der Allgemeinen Schulordnung (ASchO) Für Haushaltsangehörige vom Beginn 

des 15. Lebensjahres bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres 264,00 EURO Die Allgemeine Schulordnung (ASchO) vom 8. Novem-

Für Haushaltsangehörige vom Beginn 
des 19. Lebensjahres 

ber 1978 (GV. NRW. S. 552), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 9. Mai 2000 (GV. J'.\TRW. S. 462, her. 2001 S. 29), wird 

234,00 EURO wie folgt geändert: 
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1. Die Inhaltsübersicht ,vird ·wie folgt geändert: 

a) Die Zeile ,,§ 22 Schriftliche Arbeiten und Übun­
gen" erhält folgende Fassung: 

,, § 22 Schriftliche i\.rbeiten und Sonstige Leistun­
gen" 

b) Die Zeile ,,§ 30 Primarstufe (Grundschule)" erhält 
folgende Fassung: 

,,§ 30 Übergänge und Abschlüsse': 

c) Die Zeilen ,,§ 31 Sekundarstufe I" bis ,,§ 34 
\Veiterbildungskolleg" werden gestrichen. 

2. § 2 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

,,(7) In Bildungsgängen mit erwachsenen berufserfah­
renen Schülerinnen und Schülern ist deren Lebensal­
ter bei der Anwendung der Bestimmungen dieser 
Verordrnmg angEmessen zu berücksichtigen." 

3. In§ 4 Abs. 6 wird die Verweisung,,§ 24" durch,,§ 22" 
ersetzt. 

4. In§ 7 Abs. 1 Buchstabe f wird die Verweis1mg ,,§ 14" 
durch ,, § 15" ersetzt. 

5. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 
„b) darüber hinaus von der Schulleiterin oder 

dem Schulleiter." 

bb) Buchstaben c und d werden gestrichen. 

cc) Satz 2 wird gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden das Komr.na durch einen 
Punkt ersetzt und der nachfolgende Halbsatz 
gestrichen. 

c) Absatz 4 wird aufgehoben und der bisherige 
Absatz 5 wird Absatz 4. 

6. In§ 11 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „Wochen" durch 
das \Vort „Monaten" ersetzt. 

7. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„ Vor einer Anwendung von Ordnungsmaßnahmen 
soll die Schule durch erzieherische Einwirkung 
der Schülerin oder dem Schüler das Fehlverhalten 
einsichtig machen und auf eine Verhaltensände­
rung hinwirken." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Zu den erzieherischen Einwirkungen gehören 
insbesondere das erzieherische Gespräch mit der 
Schülerin oder dem Schiller, die Ennahnung, 
Gruppengespräche mit Schülerinnen und Schü­
lern und Eltern. die mündliche oder schriftliche 
Missbilligung des Fehlverhaltens, der Ausschluss 
von der laufenden Unterrichtsstunde. die Nachar­
beit unter Aufsicht nach vorheriger Benachrichti­
gung der Erziehungsberechtigten, die zeihYeise 
·wegnahrne von Gegenständen, Maßnahmen mit 
dem Ziel der Wiedergutmachung angerichteten 
Schadens und die Beauftragung mit Aufgaben, die 
geeignet sind, der Schülerin oder dem Schüler das 
Fehlverhalten zu verdeutlichen. Bei wiederholtem 
Fehlverhalten soll eine schriftliche Information 
der Erziehungsberechtigten erfolgen, damit die 
erzieherische Einwirkung der Schule vom Eltern­
haus unterstützt werden kann." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a} In Absatz 4 werden die ·wörter .. Vor der Entschei­
dung über Ordnungsmaßnahmen durch die Leh­
rerkonferenz" durch die "\Vörter „Vor der Beratung 

und Entscheidung über Ordnungsmaßnahmen in 
der Lehrerkonferenz" ersetzt. 

b) Nach Absatz 4 "\Vird folgender Absatz 5 eingefügt: 

,,(5) Verweist die F:J.assenkonferenz die Entschei­
dung über eine Ordnungsmaßnahme an die Leh­
rerkonferenz, weil sie deren Zuständigkeit für 
gegeben hält, entscheidet die Lehrerkonferenz 
auch in den Fällen, in denen sie eine Ordnungs­
maßnahme für angem.essen hält, die in die Zustän­
digkeit der Klassenkonferenz fällt." 

c) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Absätze 6 
und 7. 

9. § 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) ·Über die Erteilung eines schriftlichen Ver-weises 
beschließt ein Ausschuss der Klassenkonferenz, im 
Kurssystem ein Ausschuss der J ahrgangsstufenkonfe­
renz. Mitglieder des Ausschusses sind die Lehrerin­
nen und Lehrer, die die Schülerin oder den Schüler 
unterrichten. Die Vertretungen der Erziehungsbe­
rechtigten und der Schülerinnen und Schüler nehmen 
mit beratender Stimme an der Sitzung teil, soweit die 
betroffene Schülerin oder der betroffene Schüler oder 
deren Erziehungsberechtigte nicht widersprechen(§ 9 
Abs. 5 SchlVIG)." 

10. § 18 wird \Yie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Über den vorübergehenden Ausschluss vom 
Unterricht von einem Tag bis zu zwei Wochen oder 
von sonstigen Schulveranstaltungen beschließt ein 
Ausschuss der Klassenkonferenz. im Kurssvstem 
ein Ausschuss der J ahrgangsstufenkonferenz. Mit­
glieder des Ausschusses sind die Lehrerinnen und 
Lehrer. die die Schülerin oder den Schüler 1mter­
richten. Die Vertretungen der Erziehungsberech­
tigten und der Schülerinnen und Schüler nehmen 
mit beratender Stimme an der Sitzung teil, soweit 
die betroffene Schülerin oder der betroffene Schü­
ler oder deren Erziehtmgsberechtigte nicht wider­
sprechen(§ 9 Abs. 5 SchlVIG)." 

b) In Absatz 4 wird die Verweisung ,, § 15 Abs. 5" 
durch,,§ 15 Abs. 6" ersetzt. 

c) In Absatz 5 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

„Die Anhörung nach § 15 Abs. 3 und 4, der 
Beschluss des Ausschusses der FJassenkonferenz 
oder der Lehrerkonferenz und die Bekannte-abe 
nach § 15 Abs. 6 sind unverzüglich nachzuholen." 

11. In § 19 Abs. 4 wird nach Satz 2 der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

,,Absatz 1 findet in diesem Fall keine Anwendung, 
jedoch sind die Schülerin.T1ei-1 und Schüler schriftlich 
auf diese Vorschrift hinzuweisen." 

12. § 21 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Grundlage der Leistungsbev.rertung sind alle von 
der Schülerin oder dem Schüler im Beurteilungsbe­
reich ,,Schriftliche Arbeiten" und im Beurteilungsbe­
reich „Sonstige Leistungen" erbrachten Leistungen. 
Beide Beurteilungsbereiche sind angemessen zu be­
rücksichtigen." 

13. § 22 wird wie folgt geändert: 

Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

a) ,,§ 22 Schriftliche Arbeiten und Sonstige Leistun­
gen" 

b) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,Im Beurteilungsbereich „Schriftliche Arbeiten" 
sollen die durch die Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung vorgeschriebenen Arbeiten zur Leis­
tungsfeststellung (Klassenarbeiten, Kursarbeiten, 
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Klausuren) gleichmäßig über das Schuljahr ver­
teilt werden." 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Anforderungen in den Arbeiten müssen 
den aufgrund des erteilten Unteffichts zu erwar­
tenden Leistungen und den Anforderungen der 
Lehrpläne entsprechen. Erreicht bei einer A.rbl::it 
ein Drittel der Schülerinnen und Schüler kem. 
ausreichendes Ergebnis, ist zu prüfen, ob die 
Anforderungen im Sinne des Satzes 1 angemessen 
sind. Erscheinen die Anforderungen angemessen, 
ist die Arbeit zu werten. Anderenfalls ist die 
Arbeit zu wiederholen. Die Entscheidung trifft die 
Schulleiterin oder der Schulleiter nach Anhörung 
der Fachlehrerin oder des Fachlehrers. Wird die 
Arbeit gewertet, sind geeignete Maßnahmen einzu­
leiten. die die unterrichtlichen Ergebnisse verbes­
sern und die Leistungsfähigkeit der Schülerinnen 
und Schüler fördern." 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Zum Beurteilungsbereich „Sonstige L~istun­
gen" gehören alle im Zusammenhang mit de1:11 
Unterricht erbrachten mündlichen und prakti­
schen Leistungen sowie gelege11:tliche kurze 
schriftliche Übungen. Schriftliche Ubungen sind 
neben den vorgeschriebenen schriftlichen Arbei­
ten (Absätze 1 bis 3) in allen Fächern zulässig. Die 
Leistungen bei der Mitarbeit im Unterricht sind 
bei der Beurteilung einer Schülerin oder eines 
Schülers ebenso zu berücksichtigen wie die übri­
gen Leistungen." 

14. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Lern­
prozeß" die "\iVörter „mit Angaben zu entschuldig­
ten und unentschuldigten Fehlzeiten beim Schul­
besuch" angefügt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

,,(2) In das Zeugnis, die Bescheinigung über die 
Schullaufbahn oder die Information zum Lernpro­
zess nach Absatz 1 können Aussagen zum Arbeits­
und Sozialverb.alten aufgenommen werden. Zu 
einer einheitlichen Handhabung der Aussagen 
stellt die Schulkonferenz Grundsätze auf. Im Ein­
zelfall beschließt die Klassenkonferenz in der 
Zusammensetzung der Versetzungskonferenz auf 
der Grundlage der aufgestellten Grundsätze, im 
Übrigen auf Vorschlag einer Lehrerin oder eines 
Lehrers oder auf \i\Tunsch der Schülerin oder des 
Schülers." 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absätze 3 
bis 5. 

d) In Absatz 4 (neu) werden nach den Wörtern „ein 
Abschlußzeugnis" die \i\Törter „ohne Angabe der 
Fehlzeiten beim Schulbesuch" eingefügt. 

e) Nach Absatz 5 (neu) wird folgender Absatz 6 
angefügt: · 

,,(6) Zeugnisse, die zerstört oder abhan?-1::n gekom­
men sind. können durch eine Beschemigung der 
oberen Schulaufsichtsbehörde ersetzt werden, 
wenn bei der Schule keine oder nur noch unvoll­
ständige Zeugnisunterlagen vorhanden sind. D~e 
Voraussetzungen für die Ausstellung der Beschei­
nigung sind durch Versicherung an Eides Statt vor 
der oberen Schulaufsichtsbehörde von einer Per­
son, die aufgrund ihrer dienstlichen Stellung von 
der Ablegung der Prüfung oder dem Erwerb des 
Befähigungsnachweises Kenntnis hat, oder von 
zwei Personen, die von der Ablegung der Prüfung 
oder dem Enverb des Befähigungsnachweises ei­
gene Kenntnis haben, zu bestätigen." 

15. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 wird Satz 2 gestrichen. 

b) In Absatz 5 wird nach Satz 1 folgender Satz ein­
gefügt: 

.. Die Gesamtentwicklung der Schülerin oder des 
Schülers während des ganzen Schuljahres und die 
Zeugnisnote im ersten Schulha~bjahr sind zu b~­
rücksichtigen, sofern die Ausbildungs- und Pru­
fungsordnung nichts anderes bestimmt." 

c) In Absatz 8 Satz 3 erhält der zweite Halbsatz 
folgende Fassung: 

.. für die Sekundarstufe II kann die Ausbildungs­
-iind Prü.ftmgsordnung abweichende Regelungen 
vorsehen." 

16. § 30 erhält folgende Fassung: 

,,§ 30 
Übergänge und Abschlüsse 

Übergänge und Abschlüsse werden für die einzelnen 
Schulfonnen und Bildungsgänge durch Ausbildungs­
tm.d Prüfungsordnungen gemäß § 26 b Sch VG gere­
gelt." 

17. §§ 31 bis 34 werden aufgehoben. 

18. In § 35 Abs. 4 ·wird die Verweisu~~g ,,(§ 1 Abs. 5 
Sch.OG)" durch,,(§ 1 Abs. 6 SchOG)·· ersetzt. 

19. In§ 41 Abs. 5 wird das Wort „oberen" durch das Wort 
,,zuständigen" ersetzt. 

20. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

,, (1) Er:krankt eine Schülerin oder ein SchülE:r an 
einer Krankheit gemäß § 34 Abs. 1 Nr. 1 bis 20 
Infektionsschutzgesetz (z.B. Diphtherie, Masern, 
Meningkokken-Infektion, Scharlach, Windpok­
ken) oder ist sie oder er dessen verdächtig, so darf 
sie oder er gemäß § 34 Abs. 1 Satz 2 Infektions­
schutzgesetz die dem Betrieb der Schule dienen­
den Räume nicht betreten, Einrichtungen der 
Schule nicht benutzen und an Veranstaltungen der 
Schule nicht teilnehmen, bis nach ärztlichem 
Urteil eine Weiterverbreitung der Kra,nkheit 
durch sie oder ihn nicht mehr zu befürchten ist. 
Dies gilt auch im Falle der Verlausung. Bei 
Schülerinnen oder Schülern, in deren Wohnge­
meinschaft nach ärztlichem Urteil eine Erkran­
kung oder ein Verdacht auf die in§ 34 Abs. 3 Nr. 1 
bis 15 Infektionsschutzgesetz aufgeführten Er­
krankungen aufgetreten ist, gilt Satz 1 zweiter 
Halbsatz. 

(2) Sofen1 eine Schülerin oder ein Schüler Aus­
scheiderin oder Ausscheider gemäß § 34 Abs. 2 
Nr. 1 bis 6 Infektionsschutzgesetz ist, darf sie oder 
er nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und 
unter Beachtung der verfügten Schutzmaßnahmen 
die dem Betrieb der Schule dienenden Räume 
betreten. Einrichtungen der Schule benutzen und 
an Veranstaltungen der Schule teilnehmen." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) ·werden in einer Schule Tatsachen bekannt, 
die das Vorliegen einer der in § 34 Absatz 1, 2 
oder 3 Infektionsschutzgesetz aufgeführten Tatbe­
stände annehmen lassen, so hat die Schulleiterin 
oder der Schulleiter das zuständige Gesundheits­
amt unverzüglich zu benachrichtigen und krank­
heits- und personenbezogene Angaben zu machen. 
Dies gilt auch beim Auftreten von zwei oder mehr 
gleichartigen, schwerwiegenden Erkrankungen, 
wenn als deren Ursache Krankheitserreger anzu­
nehmen sind. Eine Benachrichtigungspflicht be­
steht nicht. wenn der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter ein Nachweis darüber vorliegt, dass die 
Meldung des Sachverhalts durch eine andere in$ 8 
Infektionsschutzgesetz genannte Person bereits 
erfolgt ist. In den Fällen des Satzes 1 ist auch die 
Schulaufsichtsbehörde zu benachrichtigen." 
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21. In § 45 Satz 2 werden die Wörter ,,die Schulaufsichts­
behörde" durch die ·wörter „die Schulleiterin oder 
den Schulleiter" ersetzt. 

22. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 "\-Yird die Verweisung,,§ 719 Reichsver­
sicherungsordnung" durch ,, § 22 Siebtes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB VII)" ersetzt. 

b) In Absatz 5 "\-Verden die ·wörter .. der Reichsversi­
cherungsordnung" durch die \.Vörter „dem Siebten 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB ·vn)" ersetzt. 

23. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 6 wird Satz 2 gestrichen. 

b) In Absatz 7 Satz 1 wird die Venveisung „Absatz 6" 
durch,,§ 18a Abs. 2 SchIVIG" ersetzt. 

c) Absatz 8 erhält folgende Fassung: 

,,(8) ·wissenschaftliche Untersuchungen sind in 
Schulen nur zulässig, wenn dadurch die Bildungs­
und Erziehungsarbeit und schutzwürdige Belange 
einzelner Personen nicht beeinträchtigt werden. 
Die Entscheid1rng trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. soweit die "\vissenschaftliche Untersu­
chung nicht von der Schulaufsichtsbehörde, dem 
Schulträger oder in deren Auftrag von Dritten 
durchgeführt wird. In i\ngelegenheiten besonderer 
oder überörtlicher Bedeutung ist die obere Schul­
aufsichtsbehörde zu unterrichten." 

24. In ß 48 Abs. 1 Satz 1 erhält der zweite Halbsatz 
folgvende Fassung: 

,,Ausnahmen kann die Schulleiterin oder der Schul­
ieiter zulassen, wenn die Druckschriften schulischen 
oder gemeinnützigen Z-wecken dienen." 

Artikel 2 
Änderung der Verordnung 

über die zur Verarbeitung zugelassenen Daten 
von Schülerinnen, Schülern 

und Erziehungsberechtigten (VO-DV I) 

Die Verordnung über die zur Verarbeitm1g zugelasse­
nen Daten von Schülerinnen, Schülern und Erziehungs­
berechtigten (VO-DV I) vom 24. März 1995 (GV. NRW. 
S. 356) wird wie folgt geändert: 

§ 9 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Zahl „45" durch die Zahl „50" 
ersetzt. 

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 (neu) 
eingefügt: 

:,2. Schülerstamm.blätter 20 Jahre" 

cJ Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden Nummern 3 
und 4. 

d) In Nummer 3 (neu) werden das Wort ,,Schülerstamm­
blätter" und das Komma gestrichen. 

Artikel 3 
Änderung 

der Verordnung über die Ersatzschulen (ESchVO) 

Die Verordnung über die Ersatzschulen (ESch VO) vom 
27. September 1994 (GV. :i.'-rRW. S. 953), geändert durch 
Gesetz vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 462, ber. 2001 S. 29), 
wird wie folgt geändert: 

§ 1 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) Vor der Erteilung der Unterrichtsgenehmigung ist 
für Schulleiterinnen und Schulleiter und Lehrerinnen 
und Lehrer ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis ein­
schließlich einer Ausfertigung des Protokolls gemäß § 35 
Satz 2 Infektionsschutzgesetz vorzulegen. Dies gilt auch 

im Fall einer ~L\nzeige gemäß§ 41 Abs. 2 Satz 2 Schulord­
nungsgesetz. Auf die Vorlage eines amtsärztlichen Ge­
sundheitszeugnisses kann bei befristeten .Angestellten­
verhältnissen verzichtet werden." 

Artikel 4 
.Änderung der Verordnung 

über schulrechtliche Zuständigkeiten (ZustVOSchulR) 

Die Verordnung über schulrechtliche Zuständigkeiten 
{ZustVOSchulR) vom 30. März 1985 (GV. NRW. S. 324), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 5. :::viai 1997 (GV. 
NRW. S. 106), wird wie folgt geändert: 

1. In§ 4 wird die Verweisung,.§ 11 Abs. 4 SchpflG" durch 
,,§ 11 Abs. 3 SchpflG" ersetzt. 

2. § 5 erhält folgende Fassung: 

,,§ 5 
Besuch einer anderen 

als der örtlich zuständigen Schule 

(1) Über den Besuch einer anderen als der zuständigen 
Schule entscheidet nach § 6 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 
Satz 3 SchpflG im Einvernehmen mit dem betroffenen 
Schulträger oder den betroffenen Schulträgern 

a) das Schulamt, wenn die zuständige Gnmdschule 
und die andere Schule innerhalb seines Bezirks 
liegen, 

b) das Schulamt der aufnehmenden Grundschule. 
wenn die zuständige Grundschule und die andere 
Grundschule in den Bezirken verschiedener Schul­
ämter - auch verschiedener Bezirksregierungen -
liegen, 

c) die Bezirksregierung, \Venn das zuständige Berufs­
kolleg und das andere Ben1fskolleg innerhalb eines 
Regienmgsbezirks liegen, 

d) die Bezirksregierung des aufnehmenden Ben1fskol­
legs, wenn das zuständige Berufskolleg und das 
andere Berufskolleg in den Bezirken verschiedener 
Bezirksregierungen liegen. 

(2) Einer Entscheidung nach Absatz 1 bedarf es nicht, 
wenn Einvernehmen zwischen den beteiligten Schulen 
und dem betroffenen Schulträger oder den betroffenen 
Schulträgern besteht, den gewünschten Schulwechsel 
zuzulassen." 

3. § 6 wird aufgehoben. Der bisherige § 7 wird § 6. 

Artikel 5 
Änderung der Verordmmg 

über die Ausbildung und Prüfung 
in den Bildungsgängen des Berufskollegs 

(Ausbildungs- und Prüfungsorclmmg Berufakolleg -
APO-BK) 

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung in 
den Bildungsgängen des Berufskollegs (Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung Berufskolleg - APO-BK) vom 26. lVIai 
1999 (GV. NRW. S. 240, ber. 2000 S. 563, ber. 2001 S. 766), 
geändert durch Verordnung vom 14. Februar 2001 (GV. 
NRW. S. 66), wird wie folgt geändert: 

Anlage D - Bildungsgänge, die zu einem Berufsab­
schluss nach Landesrecht und zur allgemeinen Hoch­
schulreife oder zu beruflichen Kenntnissen und zur 
allgemeinen Hochschulreife führen - wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht „Inhalt der Anlagen der .A.n­
lage D" wird nach Anlage D 3 folgende Angabe 
eingefügt: 

„Anlage D 3 a Informatik Informationstechnische 
Assistentin/ AHR 
Informationstechnische 
Assistentin/ AHR". 

2. Nach Anlage D 3 wird folgende Anlage D 3 a eingefügt: 
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Fachlicher Schwerpunkt: 

Bildungsgang: 

Berufsbezogener Lernbereich 

Mathematik (LK) 

Datenverarbeitungstechnik (LK) 

Informatik 

Elektrotechnik 

Physik 

Wirtschaftslehre 

Englisch 

Zweite Fremdsprache2
) 

Fachpraxis 

Betriebspraktika 

Berufsübergreifender Lernbereich 

Deutsch 

Gesellschaftslehre mit Geschichte 

Religionslehre 

Sport 

Differenzierungsbereich 

Wahlfach 

\Vochenstunden 

Informatik 

Informationstechnische Assistentin/ AHR 
Informationstechnischer Assistent/ AHR 

11.1 11.2 12.1 12.2 

3 3 5 5 

3 3 5 5 

3 3 3 3 

2 2 2 2 

2 2 2 2 

2 2 2 2 

3 3 3 3 

3 3 3 3 

4 4 

- - 3) 3) 

3 3 3 3 

2 2 2 2 

2 2 2 2 

2 2 2 2 

2 2 2 2 

36 36 36 36 

Jahreswochenstunden gesamt: 119,4 

Anmerkungen: 

I. Zweite Fremdsprache 

13.1 13.2 

5 5 

5 5 

3 3 

2 2 

2 2 

2 2 

3 3 

3 3 

- -

3 3 

2 2 

2 2 

2 2 

2 2 

36 36 

„Anlage D 3a 

14 l) 

(4) 1,2 

(4) 1,2 

(30) 9 

(38) 11,4 

Für Schülerhmen und Schüler, die ihre Verpflichtung zur Belegung einer zweiten Fremdsprache erfüllt haben, 
werden die für die Zweite Fremdsprache vorgesehenen Vvochenstunden dem Differenzierungsbereich zugewiesen. 

II. Übersicht über die Prüfungsfächer zum Erwerb der allgemeinen Hochschulreife und die Prüfungsfächer der 
berufsbezogenen Prüfung: 

Abiturprüfung 

Erstes Prüfungsfach (Leistungskurs): Mathematik 
Zweites Prüfungsfach (Leistungskurs): Datenverarbeitungstechnik 
Drittes/Viertes Prüfungsfach {Grundkurs): 

zu wählen sind1
) 

a) ein Fach der Fächergruppe Deutsch, Englisch, Zweite Fremdsprache und 

b) ein Fach der Fächergruppe Gesellschaftslehre mit Geschichte, Religionslehre 

Berufsabschlussprüfung 

Schriftliche Prüfungsfächer: 

1. Datenverarbeitungstechnik 
2. M:athematik 
3. Informatik 
4. Wirtschaftslehre 
5. Deutsch oder Englisch oder Gesellschaftslehre mit Geschichte 

Praktische Prüfung 

Die Dauer der praktischen Prüfung beträgt sechs Zeitstunden. 

1
) Nach der Abiturprüfung beginnt ein schulisch begleitetes Betriebspraktikum von zwöli Wochen mit 30 Stunden Betriebsanteil und acht Stunden 

Unterricht an der Schule, wobei der Schulanteil auch am Ende geblockt werden kann. Dieses entspricht einem Jahreswochenstundenvolumen 
(12 x 38 h == 456 Stunden, umgerechnet auf ein Sc:mljahr) von etwas mehr als elf Stunden. Damit ergibt sich eine Gesamtwochenstundenzahl von 
119 Stunden (3 :z: 36 h + 11 h == 119 h). 

2
) Ist die Zweite Fremdsprache eine neu eL1J.setzende Fremdsprache, ist sie mit insgesamt rroJndestens zwölf Jahreswochenstunden(= 4 Wochenstunden je 

Schuljahr) in den Jahrgangsstufen 11 bis 13 zu 1mterrichten. 
3
) In der Jahrgangsstufe 12 ein Betriebspraktikun1 von mindestens ·vier Wochen." 
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Artikel 6 
Neubekanntmachung 

der Allgemeinen Schulordnung (ASchO) 

Der ·w ortlaut der Allgemeinen Schulordnung wird 
ohne erneute Zustimrmmg des Ausschusses für Schule 
und ·weiterbildung in der vom Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung an geltenden Fassung im Gesetz- und Verord­
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen neu be­
kannt gemacht. Dabei werden Unsthnmigkeiten des 
Wortlautes und der Rechtschreibung beseitigt und ge­
schlechtsgerechte Begriffe verwandt. 

ilrtikel 7 
h1-Kraft-Treteu 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2002 in Kraft. 

Düsseldorf, den 18. Mai 2002 

2251 

Die Ministerin 
für Schule, Wissenschaft und Forschung 

des Landes Nordrhein-\Vestfalen 

Gabriele Behler 

- GV. NRW. 2002 S. 172. 

.. Erste Verordnung 
zur Anderung der Verordnung 

über die Befreiung 
von der Rundfunkgebührenpflicbt 

Vom 14. Mai 2002 

Aufgrund des§ 6 Abs. 1 Nr. 3 des Rundfunkgebühren­
staatsvertrages vom 20. November 1991 (Artikel 4 des 
Staatsvertrages über den Rundfunk im vereinten 
Deutschland vom 31. August 1991 - GV. NRW. S. 408 -), 
zuletzt geä~dert durch Artikel 5 des Fünften Staatsver­
trages zur Anderung rundftmJ.,--,.rechtlicher Staatsverträge 
vom 12. Dezember 2000 (GV. NRW. S. 706), wird verord­
net: 

Artikel 1 

Die Verordnung über die Befreiung von der Rundfunk­
gebührenpflicht vom 30. November 1993 (GV. NRW. 
S. 970) wird wie folgt geändert: 

§ 4 erhält folgende Fassung: 

,,§ 4 
Gebührenbefreiung 

für Rundfunkempfangsgeräte 
in allgemein- und berufsbildenden Schulen 

Gebührenbefreiung wird gewährt ab dem zweiten 
Rundfunkempfangsgerät, das in öffentlichen Schulen 
sowie in staatlich genehmigten oder vorläufig erlaubten 

. Ersatzschulen von dem jeweiligen Rechtsträger der 
Schule zu Unterrichtszwecken zum Empfang bereitge­
halten wird." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2002 in F..raft. 

Düsseldorf, den 14. Mai 2002 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
X ordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Wolfgang Clement 

- GV. NRW. 2002 S. 177. 

7845 
Verordmmg über die L°mstrukturienmg 

und Umstellung von Rebflächen nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates über die 

gemeinsame Marktorganisation für Wein 
Vom 12. Mai 2002 

Aufgrund des§ Sb des Weingesetzes vom 16. Mai 2001 
(BGBl. I S. 985). zuletzt 1teändert durch Gesetz vom 
25. Juni 2001 (BGBl. I S. 1215}, in Verbindung mit § 8 
Abs. 1 der Weinverordnung vom 28. August 1998 (BGBL I 
S. 2609), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 
1. De~ember 2000 (BGBL I S. 1661) und § 1 der Verordnung 
zur Ubertragung von Ermächtigungen zum Erlass von 
Rechtsverordnungen nach dem Weingesetz vom 26. IVIai 
1992 (GV. NRW. S. 214) ·wird verordnet: 

§ 1 
Rechtsg-.cundlagen der EU 

Zur Anpassung der Erzeugung an die Nachfrage erhal­
ten Erzeuger, die Rebflächen in nordrhein-westfälischen 
Anbaugebieten be"\virtschaften, Beihilfen für durchge­
führte Umstrukturierungs- und Umstellungsmaßnahmen 
nach den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1493/ 
1999 des Rates vom 17. IVIai 1999 über die gemeinsame 
IVIarktorganisation für Wein (ABI. EG Nr. L 179 S. 1) 1md 
der Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 der Kommission vom 
31. Mai 2000 mit Durchführungsbestimmungen zur Ver,:­
ordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates über die gemein­
same Marktorganisation für Wein hinsichtlich des _Pro­
duktionspotentials (ABI. EG Nr. L 143 S. 1) in ihrer 
jeweils geltenden Fass1mg. 

§2 
Erzeuger 

Erzeuger im Sinne dieser Verordnung ist, wer Rebflä­
chen, die in der gemeinschaftlichen vVeinbaukartei nach 
der Verordnung (EWG) Nr. 2392/86 des Rates vom 24. Juli 
1986 zur Einführung der gemeinschaftlichen Weinbau­
kartei (i\.Bl. EG Nr. L 208 S. 1) in der jeweils geltenden 
Fassung erfasst sind, bewirtschaftet. 

§ 3 
Beihilfefähige Maßnahmen 

(1) Aufgrund des nach § 6 erstellten Plans sind förder­
fähig: 

1. Vergrößerung der Zeilenbreite in Verbindung mit ein.er 
Rodung auf Flächen in Flach- und Steillagen, 

2. Rodung von Zwischenzeilen in Flach- und Steillagen, 

3. Rebsortenumstellung in Verbindung mit einer Rodung 
oder unter Verwendung von vViederbepflanzungsrech­
ten auf Flächen in Flach- und Steillagen, 

4. Umstellung auf Vertikoerziehung in Flach- und Steil­
lagen. 

(2) Nicht gefördert werden: 

1. die Wiederbepflanzung desselben Flurstückes mit der­
selben Sorte nach denselben Anbautechniken, 

2. die Rodung und Anpflanzung von Rebf1ächen, aus 
deren Erzeugnissen kein Qualitätswein b. A. herge­
stellt "\Verden darf, 

3. die i\npflanzung von Rebflächen, die außerhalb des 
geschlossenen Rebgeländes liegen. 

§4 
Mindestzeilenbreite 

Rebflächen, die im Rahmen der ::.Vlaßnahmen nach § 3 
Abs. 1 angepflanzt werden, dürfen zur Vermeidung der 
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Erhöhung des Produktionspotentials in Flachlagen eine 
Mindestzeilenbreite von 1,80 m und in Steillagen eine 
Mindestzeilenbreite von 1,60 m nicht unterschreiten. 

§ 5 
Mindestparzellengröße 

(1) Die Mindestparzellengröße, für die eine Beihilfe 
gewährt werden kann, darf ein Ar und die Mindestgröße, 
die sich aus der Umstrukturierung und Umstellung 
ergeben muss, darf gern. § 8 Abs. 2 Satz 2 der Weinverord­
nung fünf Ar nicht unterschreiten. Diese Mindestgröße 
gilt für Parzellen in Flach- und Steillagen. Unter Flachla­
gen sind Rebparzellen mit einer Hangneigung bis zu 30% 
zu verstehen. Steillagen müssen eine Hangneigung von 
mehr als 30% aufweisen. 

(2) Die Mindestparzellengröße nach Absatz 1 gilt auch 
dann als erreicht, wenn der Erzeuger mehrere räumlich 
aneinander angrenzende Flurstücke bewirtschaftet (Be­
wirtschaftungseinheit), die insgesamt die lVIindestparzel­
lengröße nach Absatz 1 erreichen. 

§ 6 
Plan zur Umstrukturierung 

und Umstellung 

Für den nordrhein-westfälischen Teil des bestimmten 
.Anbaugebietes Mittelrhein (Bereich Siebengebirge), für 
das eine Aufstellung über das Produktionspotential ge­
mäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 vor­
liegt, wird ein Plan für die Umstrukturierung und 
Umstellung durch das Ministerium für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 
Landes Nordrhein-Westfalen erstellt. 

§ 7 
Form der Beihlife 

Die zu gewährende Beihilfe ,vird als Pauschalbetrag je 
Hektar gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1493/ 
1999 in Höhe von höchstens 50 v. H. der tatsächlich für die 
Maßnahme entstandenen Sach- und Arbeitskosten ein­
schließlich einer Entschädigung für Einkommenseinbu­
ßen in den beiden ersten ertragslosen Jahren nach der 
Pflanzung festgesetzt. Die Höhe der Beihilfe ergibt sich 
aus dem Plan nach § 6. 

§ 8 
Zuständige Behörde 

(1) Zuständige Behörde für die Entgegennahme der 
Anträge und die Bewilligung der Beihilfe für die Erzeu­
ger des bestimmten Anbaugebietes Mittelrhein (Sieben­
gebirge) ist der Direktor der Landwirtschaftskammer 
Rheinland als Landesbeauftragter in Bonn. 

§ 10 
In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Mai 2002 

20320 

Die Ministerin 
für Umwelt und Naturschutz. 

Landvvirtschaft und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Bärbel Höhn 

- GV. NRW. 2002 S. 177. 

.. Verordnung 
zur Anderung der \Vegstreckenentschädigung 
nach § 6 Abs. 1 und 2 Landesreisekostengesetz 

Vom 6. Juni 2002 

Auf Grund des § 21 Abs. l des Landesreisekostengeset­
zes (LRKG) vom 16. Dezember 1998 (GV. NRW. S. 738), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. September 2001 
(GV. :NRW. S. 708), "\vird im Einvernehmen mit dem 
Innenministerium verordnet: 

Artikel I 

§ 6 des Landesreisekostengesetzes vom 16. Dezember 
1998 (GV. NRW. S. 738), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 25. September 2001 (GV. NRW. S. 708), wird wie folgt 
geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 2 \vird der Betrag „27 Cent" durch den 
Betrag „30 Cent" tm.d der Betrag „12 Ce11.t" durch den 
Betrag „13 Cent" ersetzt. 

2. In Absatz 2 werden die Worte „27 Cent je Kilometer 
und für jeden weiteren Kilometer 17 Cent" durch die 
\V-orte „30 Cent je Kilometer und für jeden weiteren 
Kilometer 20 Cent" und die \V-orte „12 Cent je Kilome­
ter und für jeden weiteren Kilometer 9 Cent" durch die 
Worte „13 Cent je Kilometer und für jeden weiteren 
Kilometer 10 Cent" ersetzt. 

Artikel II 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2002 in Kraft. Sie gilt 
auch für Dienstreisen und Dienstgänge, die vor dem 
1. Juli 2002 angetreten und an diesem Tag oder später 
beendet werden. 

Düsseldorf, den 6. Juni 2002 

Der Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Peer Steinbrück 

- GV. NRW. 2002 S. 178. 
(2) Der Antrag ist bis zu dem durch das Ministerium für 

Umwelt und Naturschutz. Landwirtschaft und Verbrau­
cherschutz des Landes Nordrhein-Vvestfalen im Plan 
nach § 6 festgesetzten Zeitpunkt beim Direktor der 
Land'\virtschaftskammer Rheinland als Landesbeauf­
tragten in Bonn zu stellen, bei dem auch der Antrag 
erhältlich ist. 2251 

§ 9 
Auszahlung der Beihilfe 

(1) Die Beihilfe wird ausgezahlt, nachdem die Maß­
nahme durchgeführt, d. h. abgeschlossen und vor Ort 
überprüft worden ist. 

(2) Die beantragten Maßnahmen nach § 3 Abs. 1 müssen 
innerhalb einer im Plan nach § 6 festgesetzten Frist 
durchgeführt werden. 

Bekanntmachung 
des Staatsvertrages zur Anderung 

des Rundfunkstaatsvertrages, 
des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages und 

des Mediendienste-Staatsvertrages 
(Sechster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

Vom 7. Juni 2002 

Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in seiner Sit­
zung am 6. Juni 2002. gemäß Artikel 69_ Satz 2 der 
Landesverfassung dem Staatsvertrag zur Anderung des 
Rundfunkstaatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungs-
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staatsvertrages und des ::.VIediendienste-Staatsvertrages 
(Sechster Rundfunkänderungsstaatsvertrag) zugestimmt. 

Der Staatsvertrag wird nachfolgend bekannt gemacht. 
Der Tag des In-F,.raft-Tretens des Staatsvertrags \.Yird 

gemäß Artikel 4 Abs. 2 gesondert bekannt gemacht. 

Düsseldorf, den 7. Juni 2002 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Wolfgang Clemen t 

Sechster Staatsvertrae: 
zur Änderung -

des Rundfunkstaatsvertrages, 
des Rtmdfunkfinanzieruugsstaatsvertrages und 

des Mediendienste-Staatsvertrages 
(Sechster Ruudfunkänderungsstaatsvertrag) 

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayem., 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Iviecl<.lenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land ::'.-Tordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Ai~halt, 
das Land Schlesvvig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen 

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie 2000/31/ 
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Asuekte der 
Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des 
elektronischen Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt und 
unter Beachtung der :::r otifizienmgspflicht gemäß der 
Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Juli 1998 zur Ä..11.derune- der Richtlinie 
98/34/EG über ein Informationsverfahren ~auf dem Gebiet 
der N armen und technischen Vorschriften nachstehenden 
Staatsvertrag: 

. Artikel 1 
Änderung 

des Rundfunkstaatsvertrages 

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. Augast 1991, zu­
letzt geändert durch den Fünften Rundfunkänderungs­
staatsvertrag vom 6. Juli bis 7. August 2000, wird wie folgt 
geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Überschrift von ~ 52 a 
wie folgt gefasst: ~ 

,,§ 52a 
Digitalisierung des Rundfunks". 

2. In§ 25 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „bei terrestri­
scher Verbreitung" gestrichen. 

3. § 26 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden die Worte „einer geringfügi­
gen "Gnterschreitung des Zuschaueranteils" er­
setzt durch die ·worte „Erreichen eines Zu­
schaueranteils von 25 vom Hundert". 

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,Bei der Berechnung des nach Satz 2 maßgebli­
chen Zuschaueranteils kommen vom tatsächli­
chen Zuschaueranteil zwei Prozentpunkte in 
Abzug, wenn in dem dem Unternehmen zure-

chenbaren Vollprogramm mit dem höchsten 
Zuschaueranteil Fensterprogramme gemäß § 25 
Abs. 4 in anf!emessenem. mindestens im bishe­
rigen Umfang aufgenommen sind; bei gleich­
zeitiger Aufnahme von Sendezeit für Dritte 
nach Maßgabe des Absatzes 5 kommen vom 
tatsächlichen Zuschaueranteil weitere ct.1 ei 
Prozentpunkte in Abzug." 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aaJ Es wird folgender Satz 2 eingefügt: 

,,Erreicht ein Unternehn:ien mit ihm zurechen­
baren Programmen im Durchschnitt eines Jah­
res einen Zuschaueranteil von 20 vom Hundert 
ohne dass eines der Vollp:-ogramme oder Spar­
tenprogramme mit Schwerpunkt Information 
einen Zuschaueranteil von zehn vom Hundert 
erreicht, trifft die Verpflichtung nach Satz 1 
den Veranstalter des dem Unternehmen zure­
chenbaren Programms mit dem höchsten Zu­
schaueranteil." 

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3 
und 4. 

4. In § 27 Abs. 2 Satz 1 2. Halbsatz \Verden die Worte 
,,aufgnmd einer Ausschreibung" gestrichen. 

;J. § 52 a wird wie folgt gefasst: 

,,§ 52a. 
Digitalisierung des RundfUJ.-u{S 

(1) Bei .sJ.er erstmaligen Zuweisung digitaler terrestri­
scher Ubertragungskapazitäten im Fernsehen nach 
Landesrecht sind die Fernsehveranstalter mit denjeni­
gen Programmen vorrangig zu berücksichtigen, die in 
dem jeweils be:roffenen VerbreitUJ'.1:gsgebiet analog 
verbreitet werden. Die tecb.11.ischen Ubertragungska­
pazitäten für diese Programme müssen im Verhältnis 
zu den übrigen Übertragungskapazitäten gleichwertig 
sein. 

(2) Die in der ARD zusarrunengeschlossenen Landes­
rundfunkanstalten. das ZDF und das Deutschlandra­
dio können ihrer Verpflichtung zur Versorgung der 
Bevölkerung mit Rundfunk durch Nutzung aller Uber­
tragungswege nacl-Jrnmmen. Sie sind berechtigt, zu 
angemessenen Bedingungen die analoge terrestrische 
Versorgung schrittweise einzustellen, um Zug um Zug 
qen Ausbau und die Zuweisung digitaler terrestrischer 
Ubertragungskapazitäten zu ermöglichen." 

6. § 53 a wird v,rie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Datum „31. Dezember 2002" 
durch das Datum „31. Dezember 2005" ersetzt . 

b) In Satz 2 wird das Datum „1. Januar 2003" durch 
das Datum „1. Jai-:uar 2006" ersetzt. 

Artikel 2 
Änderung 

des Rundfunkfinanzienmgsstaatsvertrages 

Der Rundfunkfinanzienmgsstaatsvertrag vom 26. August 
bis 11. September 1996, zuletzt geändert durch den 
Fünften Rundfunkändemngsstaatsvertrag vom 6. Juli bis 
7. August 2000, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach § 5 folgender § 5a 
eingefügt: 

,,§ 5a 
Information der Landesparlamente". 

2. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

,,§ 5a 
Information der Landesparlamente 

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes­
rundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandra­
dio erstatten jeweils zeitnah nach Vorliegen des Be­
richts der KEF nach § 3 Abs, 5 allen Landesparlamen­
ten einen schriftlichen Bericht zur In:forrnation über 
ihre wirtschaftliche und finanzielle Lage. 
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(2) Der Bericht der in der ARD zusammengeschlosse­
nen Landesrundfunkanstalten erfasst die Gemein­
schaftsprogramme nach § 1 des ARD-Staatsvertrages 
und nach § 19 des Rundfunkstaatsvertrages sowie 
gemeinsame Aktivitäten. Landesrechtliche Berichts­
pflichten der Landesrundfunkanstalten gegenüber 
dem jeweiligen Landesparlament bleiben unberührt. 

(3) Die Berichte über die wirtschaftliche und finan­
zielle Lage nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 enthalten 
insbesondere auch eine Darstellung der Geschäftsfel­
der von Tochter- und Beteiligungsgesellschaften, ein­
schließlich von Eckdaten dieser Gesellschaften. sofern 
sie publizitätspflichtig sind, sowie der strukturellen 
Veränderungen 1md Entwick.lungsperspektiven von 
ARD. ZDF und Deutschlandradio. Die Berichterstat­
tung 'erstreckt sich jeweils auf einen Zeitraum von vier 
Jahren. 

(4) Vertreter der in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundftmkanstalten. des ZDF und des Deutsch­
landradios stehen jeweils, dem Landesparlament für 
Anhörungen zu den Berichten nach Absatz 1 zur 
Verfügung." 

Artikel 3 
Änderung 

des Mediendienste-Staatsvertrages 

Der Mediendienste-Staatsvertrag vom 20. Januar bis 
12. Februar 1997, zuletzt geändert durch den Fünften 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 6. Juli bis 7. Au­
gust 2000, wird "\vie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis "\vird wie folgt geändert: 

a) Vor dem II. Abschnitt wird folgender§ 5 eingefügt: 

,,§ 5 
Herkunftslandprinzip". 

b) Der bisherige § 5 "\vird gestrichen. 

c) In der Überschrift zum II. Abschnitt wird das Wort 
,,An.bieter" durch das Vv ort „Diensteanbieter" er- · 
setzt. 

d) Im II. Abschnitt werden folgende §§ 6 bis 9 ein­
gefügt: 

,,§ 6 
Allgemeine Grundsätze 
der Verantwortlichkeit 

§ 7 

Durchleitung von Informationen 

§ 8 

Zwischenspeicherung 
zur beschleunigten Übermittlung 

von Informationen 

§ 9 

Speicherung von Informationen". 

e) Der bisherige§ 6 wird§ 10 1md ·wie folgt gefasst: 

,,§ 10 
Informationspflichten". 

f) Die bisherigen§§ 7 bis 11 werden die§§ 11 bis 15. 

g) Die bisherigen § § 12 bis 15 werden die § § 16 bis 19 
und wie folgt gefasst: 

,,§ 16 
Geltungsbereich 

§ 17 
Grundsätze 

§ 18 
Pflichten des Diensteanbieters 

§ 19 
Bestands-, Nutzungs-

und Abrechnungsdaten". 

h) Die bisherigen§§ 16 bis 21 werden die§§ 20 bis 25. 

i) Der bisherige § 22 ,:vird § 26 und wie folgt gefasst: 

,,§ 26 
N otifizierung". 

j) Der bisherige § 23 wird § 27. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,Fern.er bleiben die Bestimmungen des Telediens­
tegesetzes in der in einem Bundesgesetz erstmalig 
beschlossenen Fassung, die Bestimmungen des 
Telekommunikationsgesetzes sowie der Bereich 
der Besteuerung unberührt." 

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,,(3) Dieser Staatsvertrag schafft weder Regelun­
gen im Bereich des internationalen Privatrechts 
noch befasst er sich mit der Zuständigkeit der 
Gerichte." 

3. § 3 wird wie folgt gefasst: 
,,§ 3 

Begriffsbestimmungen 

Im Sim1e dieses Staatsvertrages bezeichnet der Aus­
druck 

1. ,,Diensteanbieter" jede natürliche oder juristische 
Person, die eigene oder fremde Mediendienste zur 
Nutzung bereit hält oder den Zugang zur Nutzung 
vermittelt, 

2. ,,Nutzer" jede natürliche oder juristische Person, 
die zu bentllichen oder sonstigen Zwecken Me­
diendienste in Anspruch nimmt, insbesondere um 
Informationen zur erlangen oder zugänglich zu 
machen, 

3. ,, Verteildienst" einen Mediendienst, der im Wege 
einer Übertragung von Daten ohne individuelle 
Anfordenmg gleichzeitig für eine· unbegrenzte 
Zahl von Nutzern erbracht wird, 

4. ,,Abrufdienst" einen Mediendienst, der im Wege. 
einer Übertragung von Daten auf Anfordenmg 
eines einzelnen Nutzers erbracht wird, 

5. ,,kommerzielle Kommunikation" jede Form der 
Komr.l'.llmikation. die der unmittelbaren oder mit­
telbaren Förderung des Absatzes von Waren, 
Dienstleistungen oder des Erscheinungsbilds eines 
Unternehmens, einer sonstigen Organisation oder 
einer natürlichen Person dient, die eine Tätigkeit 
im Handel. Gewerbe oder Handwerk oder einen 
freien Bentf ausübt; die folgenden Angaben stellen 
als solche keine Form der kommerziellen Kommu­
nikation dar: 

a) Angaben, die direkten Zugang zur Tätigkeit des 
Unternehmens oder der Organisation oder Per­
son ermöglichen, wie insbesondere ein Domain­
Name oder eine Adresse der elektronischen Post 
und 

b) Angaben in bezug auf Waren und Dienstleistun­
gen oder das Erscheinungsbild eines Unterneh­
mens, einer Organisation oder Person, die unab­
hängig 1md insbesondere ohne finanzielle Ge­
genleistlmg gemacht werden, 

6. ,,niedergelassener Diensteanbieter" Anbieter, die 
mittels einer festen Einrichtung auf unbestimmte 
Zeit Mediendienste geschäftsmäßig anbieten oder 
erbringen; der Standort der technischen Einrich­
tung allein begründet keine Niederlassung des 
Anbieters, 

7. ,,Bestandsdaten" personenbezogene Daten des 
Nutzers, die für die Begründung, inhaltliche Aus­
gestaltung oder Änderung eines Vertragsverhält­
nisses mit dem Diensteanbieter über die Nutzung 
von Mediendiensten erhoben, verarbeitet oder ge­
nutzt werden, 
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8. ,,::-Jutzungsdaten" personenbezogene Daten des 
Nutzers. die vom. Diensteanbieter bei der Inan­
spruchnahme von Mediendiensten erhoben, verar­
beitet oder genutzt werden, um die 1nanspruch­
nahme von Mediendiensten zu ennöglichen oder 
abzurechnen, insbesondere 

a) Merkmale zur Identifikation des Nutzers, 

b) Angaben über Beginn und Ende sowie des 
Umfangs der jeweiligen Nutzung und 

c) Angaben über die vom Nutzer in .Anspruch 
genommenen IVIediendienste. 

9. ,,Abrechnungsdaten" Nutzungsdaten über die In­
anspruchnahme verschiedener lVIediendienste, die 
zum Zwecke der Abrechnung mit dem Nutzer 
erhoben, verarbeitet oder genutzt werden. 

Ein.er juristischen Person steht eine Personengesell­
schaft gleich, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist, 
Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzuge­
hen." 

4. Vor dem II. Abschnitt wird folgender neuer § 5 
eingefügt: 

,,§ 5 
Herkunftslandprinzip 

(1) In der Bundesrepublik Deutschland niedergelas­
sene Diensteanbieter und ihre Mediendienste unter­
liegen aen Anforderungen des deutschen Rechts auch 
dann, wenn die :viediendienste in einem anderen Staat 
innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinie 2000i 
31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte 
der Dienste der Informationsgesellschaft. insbeson­
dere des elektronischen Geschäftsverkehrs. im Bin­
nenmarkt (.ABI. EG Xr. L 178 S. 1) geschäftsmäßig 
angeboten oder erbracht werden. 

(2) Der freie Dienstleistungsverkehr von lVIedien­
diensten, die in der Bundesrepublik Deutschland von 
Diensteanbietern geschäftsmäßig angeboten oder er­
bracht werden, die in einem anderen Staat innerhalb 
des Geltungsbereichs der Richtlinie 2000/31/EG nie­
dergelassen sind, wird nicht eingeschränkt. Absatz 5 
bleibt unberührt. 

(3) Von den Absätzen 1 und 2 bleiben unberührt 

1. die Freiheit der Rechtswahl, 

2. die Vorschriften für vertragliche Schuldverhält­
nisse in bezug auf Verbraucherverträge, die im 
Rahmen von Mediendiensten geschlossen werden, 

3. gesetzliche Vorschriften über die Form des Er­
werbs von Grundstücken und gl'll:~dstücksgleic~en 
Rechten sowie der Begründung, Ubertragung, .A..1.'1-
derung oder Aufhebung von dinglichen Rechten an 
Grundstücken und gnm.dstücksgleichen Rechten. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für 

1. die Tätigkeit von Notaren sowie von Angehörigen 
anderer Berufe, soweit diese ebenfalls hoheitlich 
tätig sind, · 

2. die Vertretung von :;.\ifandanten und die \Vahrneh­
mung ihrer Interessen vor Gericht, 

3. die Zulässigkeit nicht angeforderter kommerziel­
ler Kommunikationen durch elektronische Post, 

4. Gewinnspiele mit einem einen Geldwert darstel­
len.den Einsatz bei Glücksspielen, einschließlich 
Lotterien und \Vetten, 

5. die Anforderungen an Verteildienste, 

6. das Urheberrecht. verwandte Schutzrechte. 
Rechte i11.1 Sinne der Richtlinie 87 /54/EWG des 
Rates vom 16. Dezember 1986 über den Rechts­
schutz der Topographien von Halbleitererzeug­
nissen (ABl. EG r,;r. L 24 S. 36) und der Richtlinie 
96/9/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Iv.Iärz 1996 über den rechtlichen 

Schutz von Datenbanken (ABL EG Nr. L 77 S. 20) 
sowie für gewerbliche Schutzrechte, 

7. die Ausgabe elektronischen Geldes durch Insti­
tute, die gemäß Artikel 8 Abs. 1 der Richtlinie 
2000/46/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. September 2000 über die Aufnahme, 
Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 
E-Geld-Instituten (ABI. EG ?--Jr. L 275 S. 39) von 
der Anwendung einiger oder aller Vorscr..riften 
dieser Richtlinie und von der Anwendung der 
Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 20. IVIärz 2000 über die 
Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der l(re­
ditinstitute (A.Bl. EG Nr. L 126 S. 1) freigestellt 
sind, 

8. Vereinbarungen oder Verhaltensweisen, die dem 
Kartellrecht unterliegen, 

9. die von den §§ 12, 13a bis c, 55a, 83, 110a bis d, 
111 b und c des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
und der Ve!'ordnung über die Berichterstattung 
von Versicherungsunternehmen gegenüber dem 
Bundesaufsichtsamt für das Versichenmgswesen 
erfassten Bereiche, die Regelungen über das auf 
Versicherungsverträge anwendbare Recht sowie 
für Pflichtversicherungen und 

10. das für den Schutz personenbezogener Daten 
geltende Recht. 

(5) Das .Angebot und die Erbringung eines Medien­
dienstes durch einen Diensteanbieter, der in einem 
anderer.. Staat im Geltungsbereich der Richtlinie 
2000/31/EG niedergelassen ist, unterliegen abwei­
chend von Absatz 2 den Einschränkungen des inner­
staatlichen Rechts, soweit dieses dem Schutz 

1. der öffentlichen Ordnung, insbesondere im Hin­
blick auf die Verhütung, Ermittlung, Aufl<..lärung, 
Verfolgung und Vollstreckung von Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten, einschließlich des Jugend­
schutzes und der Bekämpfung der Hetze aus 
Gründen der Rasse. des Geschlechts. des Glaubens 
oder der :r--fationalität sowie von Verletzungen der 
IVIenschenwürde einzelner Personen, -

2. der öffentlichen Sicherheit. insbesondere der Wah­
rung nationaler Sicherheits- und Verteidigungsin­
teressen, 

3. der öffenWchen Gesundheit, 

4. der Interessen der Verbraucher. einschließlich des 
Schutzes von Anlegern, -

vor Beeinträchtigungen oder ernsthaften und schwer­
wiegenden Gefahren dient, und die auf der Grundlage 
des innerstaatlichen Rechts in Betracht kommenden 
Maßnahmen in einem angemessenen Verhältnis zu 
diesen Schutzzielen stehen. Für das Verfahren zur 
Einleitung von Maßnahmen nach Satz 1 - mit Aus­
nahme von gerichtlichen Verfahren einschließlich 
etwaiger Vorverfahren und der Verfolgung von Straf­
taten einschließlich der Strafvollstreckung und von 
Ordnungswidrigkeiten - sieht Artikel 3 Abs. 4 und 5 
der Richtlinie 2000/31/EG Konsultations- und Infor­
mationspflichten vor." 

5. Der bisherige § 5 wird gestrichen. 

6. Im II. Abschnitt wird in der Überschrift das Wort 
„Anbieter" durch das vVort „Diensteanbieter" ersetzt 
und es werden folgende neue§§ 6 bis 9 eingefügt: 

,,§ 6 

..1.L\.ll.e:emeine Grundsätze 
der-Verantwortlichkeit 

(1) Diensteanbieter sind für eigene Informationen, die 
sie zur Nutzung bereit halten, nach diesem Staatsver­
trag oder den allgemeinen Gesetzen verantwortlich. 

(2) Diensteanbieter im. Sinne der §§ 7 bis 9 sind nicht 
verpflichtet, die von ihnen übermittelten oder gespei­
cherten Informationen zu überwache11 oder nach 
Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige 
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Tätigkeit hinweisen. Verpflichtungen zur Entfenmng 
oder Sperrung der Nutzung von Informationen nach 
diesem Staatsvertrag oder den allgemeinen Gesetzen 
bleiben auch im Falle der Nichtverantwortlichkeit 
des Diensteanbieters nach den § § 7 bis 9 unberührt. 
Das Fernmeldegeheimnis nach § 85 des Telekommu­
nikationsgesetzes ist zu wahren 

§ 7 
Durchleitung 

von Informationen 

(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, 
die sie in einem Kommunikationsnetz übermitteln 
oder zu denen sie den Zugang zur Nutzung vermit­
teln, nicht verantwortlich, sofern sie 

1. die Übermittlung nicht veranlasst, 

2. den Adressaten der übermittelten Informationen 
nicht ausgewählt und 

3. die übermittelten Informationen nicht ausgewählt 
oder verändert haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Dienstean­
bieter absichtlich mit einem der Nutzer seines Diens­
tes zusammenarbeitet, um rechtswidrige Handlungen 
zu begehen. 

(2) Die Übermittlung von Informationen nach Ab­
satz 1 und die Vermittlung des Zugangs zu ihnen 
umfasst auch die automatische kurzzeitige Zwischen­
speicherung dieser Informationen, soweit dies nur zur 
Durchführung der Übermittlung im Kommunika­
tionsnetz geschieht und die Informationen nicht län­
ger gespeichert werden, als für die Übermittlung 
üblicherweise erforderlich ist. 

§ 8 
Zwischenspei<:p.erung 

zur beschletmigten Ubermittlung 
von Informationen 

Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich 
begrenzte Zwischenspeicherung, die allein dem 
Zweck dient, die Übermittlung der fremden Informa­
tion an andere Nutzer auf deren Anfrage effizienter 
zu gestalten, nicht verantwortlich, sofern sie 

1. ~ie Informationen nicht verändern, 

2. die Bedingungen für den Zugang zu den Informa­
tionen beachten, 

3. die Regeln für die Aktualisierung der Information, 
die in weithin anerkannten und venvendeten In­
dustriestandards festgelegt sind, beachten, 

4. die erlaubte Anwendung von Technologien zur 
Sammlung von Daten über die Nutzung der Infor­
mation. die in weithin anerkannten und verwende­
ten Industriestandards festgelegt sind, nicht beein­
trächtigen und 

5. unverzüglich handeln, um im Sinne dieser Vor­
schrift gespeicherte Informationen zu entfernen 
oder den Zugang zu ihnen zu sperren, sobald sie 
Kenntnis davon erhalten haben, dass die Informa­
tionen am ursprünglichen Ausgangsort der Über­
tragung aus dem Netz entfernt w7.ll'den oder der 
Zugang zu ihnen gesperrt wurde oder ein Gericht 
oder eine Verwaltungsbehörde die Entfernung oder 
Sperrung angeordnet hat. 

§ 7 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 9 
Speicherung von Informationen 

Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die 
sie für einen Nutzer speichern, nicht verantwortlich, 
sofern 

1. sie keine Kenntnis von der rechtswidrigen Hand­
lung oder der Information haben und ihnen im 
Falle von Schadensersatzansprüchen auch keine 
Tatsachen oder Umstände bekannt sind, aus denen 

die rechtswidrige Handlung oder die Information 
offensichtlich wird, oder 

2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um diese 
Information zu entfernen oder den Zugang zu ihr 
zu sperren, sobald sie diese Kenntnis erlangt 
haben. 

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem 
Diensteanbieter untersteht oder von ihm beaufsich­
tigt wird." 

rl. Der bisherige § 6 wird § 10 tmd wie folgt neu gefasst: 

,,§ 10 
Informationspflichten 

(1) Diensteanbieter haben für Mediendienste folgende 
Informationen leicht erkennbar. unmittelbar erreich­
bar und ständig verfügbar zu halten: 

1. Namen und Anschrift sowie 

2. bei juristischen Personen auch Namen und An-
schrift des Vertretungsberechtigten. 

(2) Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige Me­
diendienste mindestens folgende Informationen leicht 
erkennbar, unmittelbar erreichbar und ständig ver­
fügbar zu halten: 

1. den Namen und die Anschrift. unter der sie nieder­
gelassen sind, bei juristischen Personen zusätzlich 
den Vertretungsberechtigten, 

2. Angaben, die eine schnelle elektronische Kontakt­
aufnahme und unmittelbare Kommunikation mit 
ihnen ermöglichen, einschließlich der Adresse· der 
elektronischen Post, 

3. soweit der iVIediendienst im Rahmen einer Tätig­
keit angeboten oder erbracht wird, die der behörd­
lichen Zulassung bedarf, Angaben zur zuständigen 
Aufsichtsbehörde, 

4. das Handelsregister, Vereinsregister, Partner­
schaftsregister oder Genossenschaftsregister, in 
das sie eingetragen sind, und die entsprechende 
Registernummer, 

5. soweit der l\!Iediendienst in Ausübung eines Benifs 
im Sinne von Artikel 1 Buchst. d der Richtlinie 
89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über 
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der 
Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige 
Berufsausbildung abschließen (ABI. EG Nr. L 19 
S. 16), oder im Sinne von Artikel 1 Buchst. f der 
Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 
über eine zweite allgemeine Regelung zur Aner­
kennung beruflicher Befähigungsnachweise in Er­
gänzung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABI. EG Nr. L 
209 S. 25), die zuletzt durch die Richtlinie 97/38/EG 
der Kommission vom 20. Juni 1997 (ABI. EG 
Nr. L 184 S. 31) geändert worden ist, angeboten 
oder erbracht ·wird, Angaben über 

a) die Kammer, welcher die Diensteanbieter ange­
hören, 

b) die gesetzliche Berufsbezeichnung und den 
Staat, in dem die Berufsbezeichnung verliehen 
worden ist, 

c) die Bezeichnung der berufsrechtlichen Regelun­
gen und dazu, wie diese zugänglich sind, 

6. in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifi­
kationsnummer nach§ 27 a des Umsatzsteuergeset­
zes besitzen, die Angabe dieser Nummer. 

Weitergehende Informationspflichten insbesondere 
nach dem Fernabsatzgesetz, dem Fernunterrichts­
schutzgesetz, dem Teilzeit-vVohnrechtegesetz oder 
dem Preisangaben- und Preisklauselgesetz und der 
Preisangabenverordnung, dem Versicherungsauf­
sichtsgesetz sowie nach handelsrechtlichen Bestim­
mungen bleiben unberührt. 

(3) Diensteanbieter von journalistisch-redaktionell 
gestalteten Angeboten, in denen vollständig oder 
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teilweise Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in 
Text oder Bild wiedergegeben oder in periodischer 
Folge Texte verbreitet werden, müssen zusätzlich zu 
den Angaben nach Absatz 1 und unbeschadet des 
Absatzes 2 einen Verantwortliche~ mit .Angabe des 
:::.\l"amens und der .Anschrift benennen. Werden meh­
rere Verantwortliche benannt. so ist kenntlich zu 
machen. für welchen Teil des :viediendienstes der 
jeweils Benannte verantwortlich ist.-Als Veranh-vort­
licher kann nur benannt werden, wer 

1. seinen ständigen Aufenthalt im Inland hat, 

2. nicht infolge Richtersp~uchs die Fähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Am.ter verloren hat, 

3. voll geschäftsfähig ist und 

4. unbeschränkt strafrechtlich verfolgt "\Verden kann. 

(4) Diensteanbieter haben bei kommerziellen Kom­
rnunikationen. die Bestandteil eines :viediendienstes 
sind oder die einen solchen Dienst darstellen. mindes­
tens die nachfolgenden Voraussetzungen zu beachten: 

1. kommerzielle Kommunikationen müssen ld.ar als 
solche zu erkennen sein, 

2. die natürliche oder juristische Person oder Perso­
nenvereinigung, in deren Auftrag kommerzielle 
Kommunikationen erfolgen, muss klar identifizier­
bar sein, 

3. Angebote zur Verkaufsförderung wie Preisnach­
lässe, Zugaben und Geschenke müssen klar als 
solche erkennbar sein und die Bedingungen für 
ihre Inanspruchnahme müssen leicht zugänglich 
sein sowie klar und unzweideutig angegeben wer­
den und 

4. Preisausschreiben oder Gewinnspiele :rnit ·werbe­
charakter müssen klar als solche erkennbar und 
die Teilnahmebedingungen leicht zugänglich sein 
sowie klar und unzweideutig angegeben werden. 

Die Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauterer:i­
Wettbewerb bleiben unberü.hrt." 

8. Der bisherige § 7 wird § 11 und Absatz 2 vvird wie 
folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Verweisung auf ,,§ 6 Abs. 2" 
durch die Verweisung auf ,, § 10 Abs. 3" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Anbieter" durch das 
vVort „Diensteanbieter" ersetzt. 

9. Der bisherige § 8 wird § 12 und wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird das Wort .. .Ai7.bieter" durch das · 
Wort „Diensteanbieter" ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird jeweils das Wort „Anbieter" 
durch das Vv ort „Diensteanbieter" ersetzt. 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2, 3 und 4 wird jeweils das Wort „.i\n­
bieter" durch das \Vort ,,Diensteanbieter" 
ersetzt. 

bb) In Satz 5 ·wird das Wort .. Anbieters" durch das 
Wort „Diensteanbieters,'' ersetzt. 

10. Der bisherige § 9 wird § 13. 

11. Der bisherige§ 10 vvird § 14 und wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das ·wart „Anbieter" durch 
das ·wort „Diensteanbieter" sowie die Verweisung 
auf ,,§ 6 Abs. 2" durch die Verweisung auf ,,§ 10 
Abs. 3" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 4 ,vird das Wort „Anbieter" durch 
das --wort „Diensteanbieter" ersetzt. 

12. Der bisherige § 11 wird § 15 und in Absatz 1 wird das 
Wort „Anbieter" durch das Vvort „Diensteanbieter" 
sowie die Venveisung auf ,,§ 6 Abs. 2" durch die 
Verweisung auf,,§ 10 Abs. 3" ersetzt. 

13. Die bisherigen§§ 12 bis 17 werden die§§ 16 bis 21 und 
wie folgt gefasst: 

,,§ 16 
Geltungsbe:::-eich 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten für den 
Schutz personenbezogener Daten det Kutzer von 
IVIediendiensten bei der Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung dieser Daten ciurch Diensteanbieter. Sie 
gelten nicht bei der Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung personenbezogener Daten 

1. im Dienst- und Arbeitsverhältnis. soweit die )Tut­
zung der Mediendienste zu ausschließlich berufli­
chen oder dienstlichen Z vvecken erfolgt, oder 

2. innerhalb von oder zwischen Vnternehmen oder 
öffentlichen Stellen, soweit die Nutzung der Me­
diendienste zur ausschließlichen Steuerung von 
Arbeits- oder Geschäftsprozessen erfolgt. -

(2) Soweii in diesem Staatsvertrag nichts anderes 
bestinrrnt ist, sind die jeweils geltenden Vorschriften 
für den Schutz personenbezogener Daten anzuwen­
den, auch wenn die Daten nicht in Dateien verarbeitet 
oder genutzt werden. 

§ 17 
Grundsätze 

(1) Personenbezogene Daten dürfen vom Dienstean­
bieter zur Durchführung von Iviediendiensten nur 
erhoben, verarbeitet und genutzt werden, soweit 
dieser Staatsvertrag oder eine andere Rechtsvor­
schrift es erlaubt oder der Nutzer eingewilligt hat. 

(2) Der Diensteanbieter darf für die Durchführung 
von iVIedienciiensten erhobene personenbezogene Da­
ten für andere Zwecke nur verarbeiten und nutzen, 
soweit dieser Staatsvertrag oder eine andere Rechts­
vorschrift es erlaubt oder der Nutzer eingewilligt hat. 

(3) Die Einwilligung kann unter den Voraussetzungen 
von § 18 Abs. 2 elektronisch erklärt werden. 

( 4) Der Diensteanbieter darf die Erbringung von 
:vrediendiensten nicht von einer Einwilligung des 
Xutzers in eine Verarbeitung oder Xutzung seiner 
Daten für andere Zwecke abhängig machen, wenn 
dem Nutzer ein anderer Zugang zu diesen Medien­
diensten nicht oder in nicht zumutbarer ·weise mög-
lich ist. -

§ 18 
Pflichten 

des Diensteanbieters 

(1) Der Diensteanbieter hat den ::\futzer zu Beginn des 
Nutzungsvorgangs über Art, Umfang und Zwecke der 
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezo­
gener Daten sowie über die Verarbeitung seiner 
Daten in Staaten außerhalb des Anwendungsbereichs 
der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen­
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr (.A.Bl. 
EG Nr. L 281 S. 31) zu unterrichten, sofern eine solche 
Untenichtung nicht bereits erfolgt ist. Bei automati­
sierten Verfahren, die eine spätere Identifizierung des 
Nutzers ermöglichen und eine Erhebung, Verarbei­
tung oder Nutzung personenbezogener Daten vorbe­
reiten, ist der Nutzer zu Beginn dieses Verfahrens zu 
unterrichten. Der Inhalt der Unterrichtung muss für 
den Nutzer jederzeit abrufbar sein. 

(2) Bietet der Diensteanbieter dem Nutzer die elektro­
nische Einwilligung an, so hat er sicherzustellen, dass 

1. sie nur durch eine eindeutige und bewusste Hand­
lung des :,Jutzers erfolgen kann, 

2. die Einwilligung protokolliert wird und 

3. der Inhalt der Einwilligung jederzeit vom Nutzer 
abgerufen werden kann. 

(3) Der Diensteanbieter hat den Nutzer vor Erklärung 
seiner Einwilligung auf sein Recht auf jederzeitigen 
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Widerruf mit Wirkung für die Zukunft hinzuweisen. 
Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Der Diensteanbieter hat durch technische und 
organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass 

1. der Nutzer seine Verbindung mit dem Dienstean­
bieter jederzeit abbrechen kann, 

2. die anfallenden personenbezogenen· Daten über 
den Ablauf des Zugriffs oder der sonstigen Nut­
zung unmittelbar nach deren Beendigung gelöscht 
oder gesperrt werden köm1.en, 

3. der Nutzer Mediendienste gegen Kenntnisnahme 
Dritter geschützt in Anspruch nehmen kann, 

4. die personenbezogenen Daten über die Inan­
spruchnahme verschiedener Mediendienste durch 
einen Nutzer getrennt verarbeitet werden können, 

5. Daten nach § 19 Abs. 3 nur für Abrechnungszwecke 
und 

6. Nutzerprofile nach § 19 Abs. 4 nicht mit Daten über 
den Träger des Pseudonyms zusammengeführt 
werden können. 

An die Stelle der Löschung nach Nummer 2 tritt eine 
Spernmg, soweit einer Löschung gesetzliche, sat­
zungsmäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfris­
ten entgegenstehen. 

(5) Die Weitervennittlung zu einem anderen Dienste­
anbieter ist dem Nutzer anzuzeigen. 

(6) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer die Inan­
spruchnahme von Mediendiensten und ihre Bezah­
lung anonym oder unter Pseudonym zu ermöglichen, 
soweit dies technisch möglich und zumutbar ist. Der 
Nutzer ist über diese Möglichkeit zu informieren. 

§ 19 
Bestands-, Nutzungs-, 
und Abrechnungsdaten 

(1) Der Diensteanbieter darf Bestandsdaten eines 
Nutzers ohne dessen Einwilligung nur erheben, verar­
beiten und nutzen, soweit sie tür die Begründung, 
inhaltliche Ausgestaltung oder Anderung eines Ver­
tragsverhältnisses mit ihm über die Nutzung von 
Mediendiensten erforderlich sind. Nach Maßgabe der 
hierfür geltenden Bestimmungen darf der Dienstean­
bieter Auskunft an Strafverfolgungsbehörden und 
Gerichte für Zwecke der Strafverfolgtmg erteilen. 

(2) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten eines 
Nutzers ohne dessen Einwilligung nur erheben, verar­
beiten und nutzen. soweit dies erforderlich ist. um die 
Inanspruchnahme, von Mediendiensten zu ermögli­
chen und abzurechnen. 

(3) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten eines 
Nutzers über die Inanspruchnahme verschiedener 
Mediendienste zusammenführen, soweit dies für Ab­
rechnungszwecke mit dem Nutzer erforderlich ist. 

(4) Der Diensteanbieter darf aus Nutzungsdaten für 
Zwecke der "\:Verbung, der Marktforschung oder zur 
bedarfsgerechten Gestaltung der Mediendienste Nut­
zungsprofile bei Verwendung von Pseudonymen er­
stellen, sofern der Nutzer dem nicht widerspricht. Der 
Diensteanbieter hat den Nutzer auf sein ·wider­
spruchsrecht im Rahmen der Unterrichtung nach § 18 
Abs. 1 hinzuweisen. Diese Nutzungsprofile dürfen 
nicht mit Daten über den Träger des Pseudonyms 
zusammengeführt werden. 

(5) Der Diensteanbieter darf Abrechntmgsdaten über 
das Ende des Nutzungsvorgangs hinaus verarbeiten 
und nutzen, soweit sie für Zwecke der Abrechnung 
mit dem Nutzer erforderlich sind. Zur Erfüllung 
bestehender gesetzlicher satzungsmäßiger oder ver­
traglicher Aufbewahrungsfristen darf der Dienstean­
bieter die Daten sperren. 

(6) Der Diensteanbieter darf an andere Diensteanbie­
ter oder Dritte Abrechnungsdaten übermitteln, so­
weit dies zur Ermittlung des Entgelts und zur Ab­
rechnung mit dem Nutzer erforderlich ist. Hat der 

Diensteanbieter mit einem Dritten einen Vertrag über 
den Einzug des Entgelts geschlossen, so darf er 
diesem Dritten Abrechnungsdaten übermitteln, so­
weit es für diesen Zweck erforderlich ist. Handelt es 
sich dabei um. Daten. die beim Diensteanbieter auch 
dem Fermneldegeheirnnis unterliegen, ist der Dritte 
zur "\:Vahrung des Fem.n:ieldegeheirnnisses zu ver­
pflichten. Zum Zwecke der Marktforschung anderer 
Diensteanbieter dürfen anonymisierte Nutzungsda­
ten übermittelt werden. Nach Maßgabe der hierfür 
geltenden Bestimmungen darf der Diensteanbieter 
Auskunft an Strafverfolgtmgsbehörden und Gerichte 
für Zwecke der Strafverfolgung erteilen. 

(7) Die Abrechnung über die Inanspn1chnahme von 
Ivlediendiensten darf Anbieter, Zeitpunkt, Dauer, Art, 
Inhalt und Häufigkeit bestimmter von einem Nutzer 
in Anspruch genommener Mediendienste nicht erken­
nen lassen, es sei dem1., der Nutzer verlangt einen 
Einzelnachweis. 

(8) Der Diensteanbieter darf Abrechnungsdaten, die 
für die Erstellung von Einzelnachweisen über die 
Inanspruchnahme bestimmter Angebote auf Verlan­
gen des Nutzers verarbeitet werden, höchstens bis 
zum Ablauf des sechsten Monats nach Versendung 
der Rechnung speichern. ·werden gegen die Entgelt­
forderung innerhalb dieser Frist Einwendungen erho­
ben oder diese trotz Zahlungsaufforderung nicht 
beglichen, dürfen die Abrechnungsdaten aufbewahrt 
werden, bis die Einwendungen abschließend geklärt 
sind oder die Entgeltforderung beglichen ist. 

(9) Liegen dem Diensteanbieter zu dokumentierende 
tatsächliche Anhaltspunkte vor, dass seine Dienste 
von bestimmten Nutzern in der Absicht in Anspruch 
genommen werden, das Entgelt nicht oder nicht 
vollständig zu entrichten, darf er die personenbezoge­
nen Daten dieser Nutzer über das Ende des Nutzungs­
vorgangs sowie die in Absatz 8 genannte Speicherfrist 
hinaus nur verarbeiten und nutzen und an Dritte 
übermitteln, soweit dies zur Durchsetzung seiner 
Ansprüche gegenüber dem Nutzer erforderlich ist. 
Der Diensteanbieter hat die Daten unverzüglich zu 
löschen. wem1. die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht 
mehr vorliegen oder die Daten für die Rechtsverfol­
gung nicht mehr benötigt werden. Der betroffene 
Nutzer ist zu unterrichten. sobald dies ohne Gefähr­
dung des mit der Maßnahme verfolgten Zweckes 
möglich ist. 

§ 20 
Auskunftsrecht des Nutzers 

(1) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer auf Verlan­
gen unentgeltlich und unverzüglich Auskunft über 
die zu seiner Person oder zu seinem Pseudonym 
gespeicherten Daten zu erteilen. Die Auskunft kann 
auf Verlangen des Nutzers auch elektronisch erteilt 
werden. 

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Verwen­
dung personenbezogener Daten zur Verbreitung von 
Gegendarstellungen des Betroffenen oder zu Ver­
pflichtungserk..lärungen, Verfügungen oder Urteilen 
über die Unterlassung der Verbreitlmg oder über den 
Widerruf des Inhalts der Daten, sind diese Gegendar­
stellungen, Unterlassungserklänmgen oder Wider­
rufe zu den gespeicherten Daten zu nehmen und dort 
für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten 
selbst sowie bei einer Übermittlung der Daten ge­
meinsam mit diesen zu übermitteln. 

(3) Werden über Angebote personenbezogene Daten 
von einem Diensteanbieter ausschließlich zu eigenen 
journalistisch-redaktionellen Zwecken verarbeitet 
und wird der Nutzer dadurch in seinen schutz\vürdi­
gen Interessen beeinträchtigt, kann er Auskunft über 
die zugrundeliegenden, zu seiner Person gespeicher­
ten Daten verlangen. Die Auskunft kann nach Abwä­
gung der schutnvürdigen Interessen der Beteiligten 
verweigert werden, soweit durch die Mitteilung die 
journalistische Aufgabe des Diensteanbieters durch 
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Ausforschung des Inform.ationsbestandes beeinträch­
tigt wi.irde oder aus den Daten 

1. auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung 
oder Verbreitung mitgewirkt haben, oder 

2. auf die Person des Einsenders oder des Gewährs­
trägers von Beiträgen, Unterlagen und Mitteilun­
gen für den redaktionellen Teil geschlossen werden 
kann. Der Nutzer kann die Berichtümn!! unrichti­
ger Daten oder die Hinzufügung -einer eigenen 
Darstellung von angemessenem V.mfang verlangen. 
Für die Aufbewahrung und Ubermittlung gilt 
Absatz 2 entsprechend. 

§ 21 
Datenschutz-Audit 

Zur Verbesserung von Datenschutz und Datensicher­
heit können Diensteanbieter ihr Datenschutzkonzept 
sowie ihre technischen Einrichtungen durch unab­
hängige und zugelassene Gutachter prüfen und be­
werten sowie das Ergebnis der Prüfung veröffentli­
chen lassen. Die näheren Anforderungen an die 
Prüfung und Be,vertung, das Verfahren sowie die 
Auswahl und Zulassung der Gutachter werden durch 
besonderes Gesetz geregelt." 

14. Der bisherige § 18 wird § 22 und wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Verweisung auf,,§ 8 und§ 9, 
Abs. 1" durch die Verweisung auf ,, § 12 und 
§ 13 Abs. 1" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Venveisung auf ,,§§ 12 
bis 16" durch die Verweisung auf ,,§§ 16 
bis 20" ersetzt. ~ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Venveisung auf ,, § 6 Abs. 2, 
§ 7 Abs. 2 und 3, §§ 10, 12 bis 16" durch die 
Verweisung auf,,§ 10 Abs. 3, § 11 Abs. 2 und 3, 
§§ 14, 16 bis 20" und das Wort „An.bieter" 
durch das \iVort ;,Diensteanbieter" ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das \Vort „Anbieter" durch das 
\Vort „Diensteanbieter" ersetzt. 

c) Absatz 3 "\-Vird wie folgt gefasst: 

,,(3) Erweisen sich Maßnahmen gegenüber dem 
Verantwortlichen nach § 6 Abs. 1 als nicht durch­
führbar oder nicht erfolgversprechend, können 
iVIaßnahm.en zur Sperrung von Angeboten nach 
Absatz 2 auch gegen den Diensteanbieter von 
fremden Inhalten nach den §§ 7 bis 9 gerichtet 
werden, sofern eine Sperrung technisch möglich 
und zumutbar ist. § 6 Abs. 2 Satz 2 bleibt 
unberü.hrt." 

d) In Absatz 5 wird das Wort „Anbieter" durch das 
Wort „Diensteanbieter" ersetzt. 

e) In Absatz 6 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort 
,,Anbieter" durch das ·wort „Diensteanbieter" 
ersetzt. 

15. Der bisherige § 19 wird § 23. 

16. Der bisherige § 20 wird § 24 wie folgt gefasst: 

,,§ 24 
Ordm.111.gi:;-\vidrigkeiten 

(1) Ordm.mgswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig, 

1. entgegen § 10 Abs. 1 den I,T amen oder die Anschrift 
und bei juristischen Personen den Namen oder die 
Anschrift des Vertretungsberechtigten nicht oder 
nicht richtig angibt; 

2. entgegen § 10 Abs. 2 eine Information, nicht, nicht 
richtig, oder nicht vollständig verfügbar hält, 

3. entgegen § 10 Abs. 3 als Diensteanbieter von 
journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten 
einen Verantwortlichen nicht oder nicht richtig 
angibt, 

4. entgegen § 12 Abs. 1 Nr. 1 IVIediendiem;te anbietet, 
sofern diese Handlung nicht bereits durch das 
Strafgesetzbuch rnit Strafe bedroht ist, 

5. entgegen § 12 Abs. 1 Nr. 2 Mediendienste anbietet, 
die wegen F..riegsverherrlichung unzulässig sind, 

6. entgegen§ 12 Abs. 1 Nm. 4 oder 5 IVIediendienste 
anbietet, die unzulässig sind, weil sie Menschen, 
die sterben oder schweren körperlichen oder 
seelischen Leiden ausgesetzt sind oder waren, in 
einer die lVIenschenw"i.irde verletzenden ·weise 
darstellen und ein tatsächliches Geschehen wie­
dergeben, ohne dass ein überwiegendes berechtig­
tes Interesse gerade an dieser Form der Berichter­
stattung vorliegt oder in sonstiger Weise die 
:vienschenwürde verletzen, 

7. :Mediendienste nach § 2 Abs. 2 Nm. 1 bis 3, die 
geeignet sind, das körperliche, geistige oder seeli­
sche \Vohl von Kindern oder Jugendlichen zu 
beeinträchtigen, entgegen § 12 Abs. 2 verbreitet, 
ohne aufgrund der Sendezeit oder auf andere 
Weise Vorsorge getroffen zu haben, dass l(inder 
oder Jugend.liehe die Sendungen üblicherweise 
nicht wahrnehmen, 

8. Mediendienste nach§ 2 Abs. 2 Nr. 4, die geeignet 
sind, das körperliche, geistige oder seelische \Vohl 
von Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchti­
gen, entgegen § 12 Abs. 4 verbreitet, oh-'--vie Vorkeh­
rungen getroffen zu haben, die dem Nutzer die 
Sperrung dieser Angebote ermöglichen, 

9. entgegen § 12 Abs. 5 einen Jugendschutzbeauf­
tragten nicht bestellt oder eine Organisation der 
freiwilligen Selbstkontrolle zur Waln:nehm.ung 
dieser Aufgaben nicht verpflichtet, 

10. entgegen§ 17 Abs. 4 die Erbringung von Medien­
diensten von einer Einwilligung des Nutzers in 
eine Verarbeitung oder Nutzung seiner Daten für 
andere Zwecke abhängig macht, 

11. entgegen § 18 Abs. 1 Sätze 1 oder 2 oder § 19 Abs. 4 
Satz 2 den I'-Tutzer nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet, 

12. entgegen § 18 Abs. 2 oder 4 Satz l Nr. 1 bis 5 einer 
dort genannten Pflicht zur Sicherstellung nicht 
oder nicht richtig nachkommt, 

13. entgegen § 19 personenbezogene Daten erhebt, 
verarbeitet, nutzt oder nicht oder nicht rechtzeitig 
löscht, -

14. entgegen§ 19 Abs. 4 Satz 3 ein Nutzungsprofil mit 
Daten über den Träger des Pseudonyms zusam­
menführt, 

15. entgegen einer i\.nordnung durch die zuständige 
Aufsichtsbehörde nach § 22 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 3 ein Angebot nicht sperrt, 

16. entgegen § 22 Abs. 6 Satz 3 Angebote gegen den 
Abruf durch die zuständige Aufsichtsbehörde 
sperrt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu 250.000.- Euro. in den Fällen des Absatzes 1 
Nm„ 1 bis 3 und 10 bis 14 mit einer Geldbuße bis zu 
50.000,- Euro, geahndet werden." 

17. Der bisherige § 20 a vvird § 24 a und in Satz 1 wird die 
Verweisung auf ,,§ 8 Abs. 1 Nr. 3" durch die Verwei­
sung auf,,§ 12 Abs. 1 Nr. 3" ersetzt. 

18. Die bisherigen §§ 21 bis 23 werden die neuen §§ 25 
bis 27. 

Artikel 4 
Übergangsbestimmung, Kündigung, 

In-Kraft-Treten, 
Neubekanntmachung 

(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 bis 3 
geänderten Staatsverträge sind die dort vorgesehenen 
Kündigungsvorschriften maßgebend. 
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(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2002 in Kraft. 
Sind bis zum 30. Juni 2002 nicht alle Ratifikationsurkun­
den bei der Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden 
der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der 
Staatsvertrag gegenstandslos. 

(3) Die Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden der 
Ministerpräsidentenkonferenz teilt den Ländern die Hin­
terlegung der Ratifikationsurkunden mit. 

(4) Die Staats- und Senatskanzleien der Länder werden 
ermächtigt, den \iVortlaut des Rundfunkstaatsvertrages, 
des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages und des Me­
diendienste-Staatsvertrages in der Fassung, die sich aus 
den Artikeln 1 bis 3 ergibt, mit neuem Datum bekannt zu 
machen. 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für das Land Baden-Württemberg: 
Erwin Teufel 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für den Freistaat_ Bayern: 
Dr. Edmund Stoiber 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für das Land Berlin: 
Klaus vVowerei t 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für das Land Brandenburg: 
Dr. h.c. Manfred Stolpe 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Hem1.ing Scherf 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Ole von Beust 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für das Land Hessen: 
Roland Koch 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern: 
Dr. Harald Ringstorff 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für das Land Niedersachsen: 
Sigmar Gabriel 

Düsseldorf, den 20. Dezember 2001 

Für das Land Nordrhein-vVestfalen: 
Wolfgang Clement 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Kurt Beck 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für das Saarland: 
Peter Müller 

Berlin, den 20. Dezember 2001 

Für den Freistaat Sachsen: 
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf 

Berlin, den 20. Dezember 2001 
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